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Stadt Schwentinental 
Die Bürgermeisterin  

 
 
 
 
Beratungsart:  x öffentlich   nicht öffentlich  

 
 
Sachstandsmitteilung  Nr.:  125/2013 Datum:  15.08.2013 

 
 
Empfänger:  
Nr. - Stadtvertretung / Fachausschuss  Sitzungstag  
1  Ausschuss für Jugend, Sport und Soziales   
2  Ausschuss für Schule, Kultur, Paten - und Partnerschaften   
3  Ausschuss für Umwelt, Verkehr , öff . Sicherheit  u. Kleingartenwesen   
4  Ausschuss für Bauwesen   
5  Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Finanzen   
6 x Hauptausschuss  02.09.2013 
7 x Stadtvertretung  05.09.2013 

 
 
Schluss - und Mitzeichnungen:  
 
 
 
  gez. Leyk 
 

  

Bürgermeisterin Amtsleiter/in Sachbearbeiter/in 
 
 
1. TOP: 
 
Bürgermeisterwahl; 
Hier: a.) Informationen zur Wahl einer hauptamtlichen Bürgermeisterin / eines 

hauptamtlichen Bürgermeisters für die Stadt Schwentinental 
 

2. Sachstand: 
  
Einleitung 
Die Amtszeit von Frau Bürgermeisterin Leyk endet am 18.06.2014, so dass zeitnah die 
Vorbereitungen zur Wahl einer hauptamtlichen Bürgermeisterin / eines hauptamtlichen 
Bürgermeisters beginnen sollten. 
Zur Vorbereitung der Wahl ist ein Gemeindewahlausschuss zu bilden, der verschiedene 
Aufgaben wahrnimmt, u.a. die Festlegung des Wahltages sowie des Tages einer eventuellen 
Stichwahl. Beide Wahlen finden jeweils an einem Sonntag statt. 
Der Zeitpunkt der Wahl muss frühestens 8 Monate und spätestens 1 Monat vor Freiwerden 
der Stelle liegen. Der zeitliche Rahmen schließt nicht zwingend den Wahltag für eine 
eventuelle Stichwahl mit ein, die binnen 28 Tage nach dem ersten Wahlgang stattfinden soll. 
Bei der Bestimmung des Wahltages spielen aber noch andere Faktoren eine Rolle.  
Spätestens 7 Wochen (am 48. Tag) vor der Wahl sind die Wahlvorschläge einzureichen. 
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Nach der Festlegung des Wahltages ist eine Wahlbekanntmachung herauszugeben, mit der 
auf die Wahl und Einzelheiten dazu hingewiesen wird. Den Parteien und Wählergruppen 
sollte ausreichend Zeit für die Kandidatensuche bzw. den Einzelbewerbern für die Sammlung 
der erforderliche Anzahl der Unterstützungsunterschriften gegeben werden. 
Weiterhin sollte mit Rücksicht auf die Wähler und die Wahlhelfer darauf geachtet werden, 
dass die Wahl und die mögliche Stichwahl nicht innerhalb der Ferien stattfindet oder auf 
einen Feiertag (sowohl gesetzlich als auch kirchlich) fällt. 
 
Rechtliche Grundlagen 
Seit 1998 werden in Schleswig-Holstein die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister nicht mehr von der jeweiligen Gemeinde- oder Stadtvertretung, sondern von 
den Bürgerinnen und Bürgern direkt gewählt. 
Die Grundlagen der Direktwahl sind in der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) 
(§§ 57 ff.) geregelt; für die Einzelheiten des Verfahrens zur Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl gelten die Bestimmungen der §§ 46 ff. des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes 
(GKWG) und der §§ 72 ff. der Gemeinde- und Kreiswahlordnung (GKWO). 

 
Wahlsystem 
Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl. Es ist diejenige oder derjenige 
gewählt, die oder der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält.  
Wird bei der Wahl nicht die erforderliche Mehrheit erreicht, findet binnen 28 Tagen eine 
Stichwahl zwischen den zwei Bewerberinnen oder Bewerbern statt, die die höchsten 
Stimmenzahlen erreicht haben. 
Jede Wählerin und jeder Wähler hat eine Stimme 

 
Wahlorgane 
Die Durchführung der Direktwahl erfolgt durch besondere, weisungsunabhängige und der 
Neutralität verpflichtete Wahlorgane (Gemeindewahlleiterinnen oder Gemeindewahlleiter 
sowie Gemeindewahlausschuss, Wahlvorstände am Wahltag). 
In diesem Sinne obliegt die Gesamtverantwortung für die Vorbereitung und Durchführung der 
Bürgermeisterwahl der Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter. Sie oder er ist 
zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des Gemeindewahlausschusses, welcher aus acht 
von der Stadtvertretung gewählten Beisitzerinnen und Beisitzern besteht, die nicht der 
Stadtvertretung angehören müssen. 

 
Die Aufgaben des Gemeindewahlausschusses beinhalten die Festlegung des Wahltages (§ 
48 GKWG), die Einteilung des Wahlgebietes in Wahlkreise bzw. Wahlbezirke (§§ 15 u. 16 
GKWG), die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 25 GKWG) sowie die Feststellung des 
Wahlergebnisses (§ 36 GKWG). 

 
Gemeindewahlleiterin / Gemeindewahlleiter ist die Bürgermeisterin / der Bürgermeister, 
wenn sie / er nicht selbst Wahlbewerberin / Wahlbewerber oder Vertrauensperson / stv. 
Vertrauensperson für Wahlvorschläge oder Mitglied eines anderen Wahlorgans ist (§ 12 
GKWG) 
Sofern dies zutreffend ist, wird die Wahlleiterin / der Wahlleiter ebenfalls von der 
Stadtvertretung gewählt. Hier bietet es sich an, die stellvertretende Bürgermeisterin / den 
stellvertretenden Bürgermeister zur Gemeindewahlleiterin / zum Gemeindewahlleiter zu 
wählen. Diese / Dieser bestellt dann eine Vertretung. 
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Darüber hinaus werden am Wahltag in den Wahlbezirken als Wahlorgane die Wahlvorstände 
tätig, die aus der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher sowie einer Anzahl von 
Beisitzerinnen und Beisitzern bestehen, die von der Gemeindewahlleiterin oder dem 
Gemeindewahlleiter aus dem Kreis der Wahlberechtigten der Gemeinde für diese 
ehrenamtliche Tätigkeit berufen werden. 

 
Wählbarkeit und Wahlvorschläge 
Wählbar zur Bürgermeisterin oder zum Bürgermeister ist, wer die Wählbarkeit zum 
Deutschen Bundestag besitzt. Wählbar ist auch, wer die Staatsangehörigkeit eines übrigen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt. 
Zudem gilt für die Direktwahl eine Altersgrenze. Eine Bewerberin oder ein Bewerber muss 
am Wahltag mindestens 27 Jahre alt sein und darf im Falle der Erstwahl das 62. Lebensjahr 
nicht vollendet haben. 
 
Wahlvorschläge (§ 51 GKWG) können von einer in der Gemeindevertretung vertretenen 
Partei oder Wählergruppe oder von mehreren Parteien oder Wählergruppen  (gemeinsamer 
Wahlvorschlag) eingereicht werden. Jede Partei oder Wählergruppe kann nur einen 
Vorschlag unterbreiten oder sich an einem gemeinsamen Wahlvorschlag beteiligen. 
Das Verfahren zur Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers ähnelt der Aufstellung der 
Kandidaten zur Kommunalwahl. Näheres regelt der § 51 GKWG (als Anlage beigefügt). 
Ferner kann jede Bewerberin und jeder Bewerber für sich selbst einen Wahlvorschlag 
einreichen. Für einen solchen Wahlvorschlag müssen die Bewerberinnen oder Bewerber 
Unterstützungsunterschriften von Wahlberechtigten der Kommune beibringen, und zwar das 
Fünffache der Mitgliederzahl der  Gemeindevertretung (115 Unterschriften in Schwentinental 
erforderlich). 
Eine Amtsinhaberin oder ein Amtsinhaber, die oder der sich als unabhängiger Bewerberin 
oder Bewerber um eine weitere Amtszeit neu bewirbt, braucht keine 
Unterstützungsunterschriften vorzulegen. 
Bewerberinnen und Bewerber, die auf mehreren Wahlvorschlägen benannt sind, können 
nicht zugelassen werden. 

 
Die jeweilige Gemeindewahlleiterin oder der jeweilige Gemeindewahlleiter wird nach 
Bestimmung des Wahltages durch öffentliche Bekanntmachung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen auffordern und hierzu die erforderlichen Hinweise geben. Die 
Bekanntmachung wird auch diejenigen Fristen und Termine enthalten, die von den Parteien 
und Wählergruppen oder von den Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern im Rahmen 
des Wahlvorschlagsverfahrens zu beachten sind. 
 
Die ursprünglich im Gesetz enthaltene Pflicht zur Ausschreibung der Stelle ist entfallen. Zwar 
werden in den Kommentierungen zur Gemeindeordnung unterschiedliche Auffassungen 
vertreten, das Innenministerium hat jedoch in einem als Anlage beigefügten Erlass dargelegt, 
dass ein Hinweis auf eine bevorstehende Bürgermeisterwahl (außer in der 
Wahlbekanntmachung) allenfalls als freiwillige Serviceleistung zulässig ist. 
Der Erlass enthält ebenfalls Hinweise auf den Übergang des Vorschlagsrechts auf die 
Parteien und Wählergruppen sowie auf die ebenfalls entfallende Verpflichtung zur 
öffentlichen Vorstellung der Kandidaten. 
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Die Wahlvorschläge sind spätestens bis zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, bei der 
Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter mit allen erforderlichen Anlagen 
einzureichen. 
Am 44. Tag vor der Wahl wird der Gemeindewahlausschuss über die Zulassung aller 
Wahlvorschläge zur Bürgermeisterwahl entscheiden; die zugelassenen Wahlvorschläge 
werden spätestens am 34. Tag vor der Wahl veröffentlicht. 

 
Nächste Schritte 
 
1.) Wahl von 8 Beisitzern und deren Stellvertretern in den Gemeindewahlausschuss in der 

Sitzung der Stadtvertretung am 05.09.2013. Da noch offen ist, ob Frau Bürgermeisterin 
Leyk als Amtsinhaberin wieder antritt bzw. in einem Wahlvorschlag aufgenommen wird, 
ist auch die / der Vorsitzende des Wahlausschusses durch die Stadtvertretung zu wählen. 

 
2.) Bestimmung des Wahltages und des Tages einer eventuellen Stichwahl durch den 

Gemeindewahlausschuss. 
 
3.) Aufforderung durch die Gemeindewahlleitung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

durch öffentliche Bekanntmachung 
 
4.) Spätestens am 48. Tag, 18.00 Uhr, vor dem Wahltag (Ausschlussfrist) endet die Frist für 

die Einreichung von Wahlvorschlägen. 
 
5.) Am 44. Tag vor dem Wahltag entscheidet der Gemeindewahlausschuss über die 

Zulassung der Wahlvorschläge 
 
Im Anschluss daran, nach Ablauf einer Einspruchsfrist gegen eventuelle Zurückweisung von 
Wahlvorschlägen durch den Gemeindewahlausschuss, werden die Stimmzettel gedruckt, 
das Wählerverzeichnis erstellt und die  Wahlbenachrichtigungskarten versandt. 

 
 

- Ende der Sachstandsmitteilung - 










